
D eutschland eine w irkliche dem okratische O rdnung 
un ter voller W ahrung  der Rechte des schaffenden Vol
kes durchzusetzen. Auch w ir im  W esten führen einen 
zähen, ununterbrochenen K am pf fü r die elem entarsten 
dem okratischen Rechte in den K om m unalverw altun
gen, in der W irtschaft und überall. W ir führen aller
dings noch einen ziemlich ungleichen K am pf, weil die 
beiden A rbeiterparteien  noch nicht als so geschlossene 
K ra ft auftreten , wie es notwendig wäre. Das liegt 
weniger an uns, sondern daran, daß einige sozialdemo
kratische Spitzenfunktionäre glauben, ein getrenntes 
M arschieren sei besser.

Es liegt aber auch daran, daß m an im W esten ganz 
spezifische Methoden der D em okratie anwenden will, 
die nach unserer M einung und nach der M einung der 
Bevölkerung im  W esten auf unser Land nicht passen. 
(Sehr gut!) D ahin gehört einm al die F rage  des unpoli
tischen Beam tentum s. H in ter diesem Begriff verb irg t 
sich heute die gesam te Reaktion im W esten. (Sehr 
w ahr!) S ta tt eine Bereinigung des V erw altungskörpers 
durchzuführen, erfolgt das Gegenteil, und alles ver
kriecht sich un ter dem M antel dieses unpolitischen, 
reaktionären  Beam tentum s.

W ir haben w eiter eine Zweiteilung der S tad tverw al
tungen in  der Spitze, und zwar einen sogenannten be
stim m ten oder gew ählten B ürgerm eister, der seine A r
beit ehrenam tlich leisten soll, und einen Stadtdirektor. 
Je tz t w ird m it allen M itteln von diesen Beam ten und 
S tadtdirektoren versucht, die zum größten Teil von der 
M ilitärreg ierung eingesetzt wurden, die Rechte der 
S tad tvertretungen  und der zum Teil gewählten B ür
germ eister weitgehend zu beschneiden. Es findet 
gleichzeitig ein K am pf um  die Stadtverfassungen statt. 
W ir sind der Auf fassung, daß in den Stadtverfassungen 
das volle Bestim m ungsrecht der gew ählten S tad tver
tre tungen  g a ran tie rt sein muß. Das Beam tentum , zum 
Teil auch die englische M ilitärreg ierung ist anderer 
A uffassung, näm lich der, daß die S tadtdirektoren das 
Recht haben müssen, die Beschlüsse der S tadtvertre-

■>

148


